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  Aktuelles

Die Steuerpläne im Koalitionsvertrag

Bereits nach der Lektüre des Sondierungspapiers vom 15. Okto-
ber 2021 waren keine großen Überraschungen mehr zu erwar-
ten: Keine Neueinführung der Vermögensteuer, keine Erhöhung 
von Einkommen-, Unternehmens- oder Mehrwertsteuer. Auch 
zu denkbarem Verschärfungspotential – bspw. Begünstigung 
von Unternehmensvermögen und großen Vermögensübertra-
gungen in der Erbschaftsteuer – ist im Koalitionsvertrag nichts 
zu lesen.
 
Prägende Elemente künftiger Steuerpolitik werden weitere 
Verschärfungen gegenüber Steuerhinterziehung und Steuerge-
staltung sowie eine verstärkte Ausrichtung steuerlicher Hand-
lungsfelder auf die Leitprojekte der Koalition – Klimaschutz, 
Digitalisierung und technologischer Wandel – sein. Spürbare 
steuerliche Entlastungen wird es nicht geben.

Die wohl wichtigsten, im Koalitionsvertrag enthaltenen 
Einzelmaßnahmen sind:

n  Alle Steuerzahler
•  Vermeidung einer Doppelbesteuerung von Renten, insb. 

durch Vorziehen des Vollabzugs von Rentenversicherungsbei-
trägen als Sonderausgaben bereits ab 2023 und Steigerung 
des steuerpflichtigen Rentenanteils ab 2023 um einen halben 
Prozentpunkt (Vollbesteuerung ab 2060).

•  Attraktivere Mitarbeiterkapitalbeteiligung, u. a. durch eine 
weitere Anhebung des Steuerfreibetrags.

•  Anhebung des Sparerpauschbetrags auf 1.000 EUR bzw. 2.000 
EUR bei Zusammenveranlagung.

•  Verlängerung der Home-Office Pauschale bis zum 31.12.2022 
(derzeit bis 31.12.2021).

•  Ländern eine flexiblere Gestaltung der Grunderwerbsteuer 
ermöglichen, um den Erwerb selbst genutzten Wohneigen-
tums zu erleichtern.

Keine zwei Monate nach der Bundestagswahl hatte es gedauert, bis die sog. Ampel-Koalition am 24. November 2021 
den 178 Seiten umfassenden Koalitionsvertrag vorstellen konnte. Sowohl Geschwindigkeit als auch Vertraulichkeit 
der Gespräche lassen auf einen neuen Politikstil schließen. Auf eine fundamentale und von der Wissenschaft immer 
wieder geforderte Steuerreform dürfte der angekündigte Wagemut für Fortschritt, wohl auch in Ermangelung des zuvor 
begrenzten Spielraumes, nicht hinauslaufen.
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•  Anhebung des steuerfreien Pflegebonus auf 3.000 EUR und Ein-
führung eines Steuerbefreiung von Zuschlägen in Pflegeberufen.

•  Schrittweise Einführung eines Zulagen- und Gutscheinsystems 
für haushaltsnahe Dienstleistungen und steuerfreie Arbeit-
geberzuschüsse.

•  Erhöhung des Ausbildungsfreibetrags von 924 EUR auf 1.200 EUR.
•  Kindergrundsicherung: 1. Komponente - einkommensunab-

hängiger Garantiebetrag, der für alle Kinder und Jugendlichen 
gleich hoch ist; 2. Komponente -  elterneinkommensabhän-
giger, gestaffelter Zusatzbetrag. Volljährige Anspruchsberech-
tigte erhalten die Leistung direkt.

n  Unternehmen und Hausbesitzer
•  Schaffung einer Investitionsprämie für Klimaschutz und digi-

tale Wirtschaftsgüter, die den Steuerpflichtigen in den Jahren 
2022 und 2023 ermöglicht, einen Anteil der Anschaffungs- und 
Herstellungskosten der im jeweiligen Jahr angeschafften oder 
hergestellten Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens, die in 
besonderer Weise diesen Zwecken dienen, vom steuerlichen 
Gewinn abzuziehen („Superabschreibung“).

•  Verlängerung der erweiterten Verlustverrechnung bis Ende 
2023 und Ausweitung des „Verlustvortrags“ (gemeint wohl 
„Rücktrag“) auf die unmittelbar vorangegangenen zwei Ver-
anlagungszeiträume.

•  Anhebung der linearen Abschreibung für den Neubau von 
Wohnungen von zwei auf drei Prozent.

n  Klima und Umwelt
•  Überarbeitung der Dienstwagenbesteuerung: u.a. stärkere 

Ausrichtung der Besserstellung für Plug-In-Hybridfahrzeu-
ge auf die rein elektrische Fahrleistung. Wegfall der Privile-
gierung, wenn Nutzung nicht überwiegend im elektrischen 
Fahrbetrieb (Rückfall auf 1%-Regel); Vorziehen der Erhöhung 
des Kriteriums der elektrischen Mindestreichweite auf 80km 
auf den 01.08.2023 (derzeit 01.01.2025); Für reine Elektrofahr-
zeuge (emissionsfrei) ab 2025 Anwendung eines Pauschal-
steuersatzes von 0,5 %. Analoge Anwendung auf CO2-neutral 
betriebene Fahrzeuge (gemeint ist womöglich die Verbren-
nung von CO2-neutralen Kraftstoffen).

•  Beendigung der EEG-Umlagen-Finanzierung über Strompreis 
und Übernahme in den Haushalt zum 01.01.2023.

•  Festhalten am bisherigen BEHG-Preispfad (CO2-Bepreisung). 
Vorschlag zur Ausgestaltung der Marktphase nach 2026.

•  Zusätzliche Haushaltspielräume durch Abbau überflüssiger, 
unwirksamer und umwelt- und klimaschädlicher Subventi-
onen und Ausgaben: Überprüfung der steuerlichen Behand-
lung von Dieselfahrzeugen in der Kfz-Steuer im Zuge der Um-
setzung der EU-Energiesteuerrichtlinie, die u.a. die steuerliche 
Angleichung von Dieselkraftstoff und Benzin (bezogen auf 
den Heizwert) vorsieht;

•  Entwicklung eines sozialen Kompensationsmechanismus‘ 
über die Abschaffung der EEG-Umlage hinaus (Klimageld)

•  Einsatz für europaweite Einführung einer Luftverkehrsabgabe 
bis zur Entscheidung über eine europäische Kerosinsteuer

n  Bekämpfung Steuerhinterziehung und Steuervermeidung
•  Angemessene Besteuerung von aus Deutschland abfließen-

den Einkommen: Ausweitung der Quellenbesteuerung insb. 
durch Anpassung von DBA.

•  „schnellstmögliche“ Einführung eines bundesweit einheitli-
chen elektronischen Meldesystems für die Erstellung, Prüfung 
und Weiterleitung von Rechnungen zur Bekämpfung von Um-
satzsteuerbetrug (sog. e-Invoicing).

•  Ausweitung der Meldepflicht für grenzüberschreitende Steu-
ergestaltungen auf nationale Steuergestaltungen für Unter-
nehmen mit einem Umsatz von >10 Mio. EUR.

•  Stärkung von BaFin, BZSt, FIU und Zoll.
•  Aktiver Einsatz für Einführung der globalen Mindestbesteu-

erung, endgültiges Mehrwertsteuersystem auf EU-Ebene  
(z. B. Reverse-Charge, Ausweitung des Informationsaustau-
sches, ständige Aktualisierung der Steueroasenliste der EU.

n  Digitalisierung
•  Modernisierung und Beschleunigung der Steuerprüfung 

sowie Digitalisierung des Besteuerungsverfahrens, insbe-
sondere durch Einsatz für verbesserte Schnittstellen, Standar-
disierung und den sinnvollen Einsatz neuer Technologien.

•  Vorausgefüllte Steuererklärung (Easy Tax).
•  Schaffung einer zentralen Organisierungseinheit auf Bundes- 

ebene für Digitalisierung und Verringerung der Steuerbürokratie.
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Die Arbeitshilfe des BMF zur Kaufpreisauf-
teilung von Immobilien ist nicht zwin-
gend anzuwenden. Der BFH bestätigt, 
dass grundsätzlich auf die im Kaufvertrag 
geregelte Kaufpreisaufteilung abzustel-
len ist (IX R 26/19). Erst dann, wenn im 
Einzelfall erhebliche Zweifel in Bezug auf 
die Vereinbarkeit mit den tatsächlichen 
Wertverhältnissen bestehen, muss die 
Aufteilung über eine geeignete Metho-
de neu bestimmt werden. Geeignet ist in 
diesem Fall die Arbeitshilfe des BMF nicht, 
da sie für die Bewertung von Boden- und 
Gebäudewert lediglich typisierte Boden-
richtwerte und Herstellungskosten her-
anzieht. Darüber hinausgehende indivi-
duelle Wertermittlungsfaktoren werden 
jedoch in keiner Weise berücksichtigt. Hin-
gegen ist eine geeignete Methode immer 
das Gutachten eines öffentlich bestellten 
Sachverständigen. Sollte das Finanzamt 

also die Aufteilung im Kaufvertrag auf-
grund erheblicher Zweifel verwerfen, ist 
es in der Pflicht, den von einem öffentlich 
bestellten Sachverständigen ermittelten 
Verkehrswert zu übernehmen. Dasselbe 
gilt für das Finanzgericht, sollte es zum 
Streitfall kommen.

Die im Mai 2021 überarbeitete Version 
der Arbeitshilfe bietet immerhin nun die 
Möglichkeit, zwischen den einzelnen Be-
wertungsverfahren zu unterscheiden und 
je nachdem den Verkehrs-, Ertrags- oder 
Sachwert zu ermitteln. Jedoch werden 
über die typisierte Betrachtung hinaus-
gehende Faktoren weiterhin nicht be-
rücksichtigt. Daher kann auch diese Ver-
sion im Zweifel nicht der Weisheit letzter 
Schluss sein.

Im Übrigen ist derzeit ein Verfahren beim 
BFH anhängig (IX R 12/21), bei dem es um 

die Frage geht, welches Wertermittlungs-
verfahren für die Kaufpreisaufteilung 
eines ausschließlich als Ferienwohnung 
genutzten Objekts zugrunde gelegt wer-
den soll.

  Arbeitnehmer und Steuerzahler

Kaufpreisaufteilung bei Immobilienerwerb

Erstausbildung
Aufwendungen für die erstmalige Berufs-
ausbildung oder für ein Erststudium können 
lediglich bis zu einer Höhe von EUR 6.000,00 
im Jahr (bei Zusammenveranlagung pro 
Ehegatte bzw. Lebenspartner) als Sonder-
ausgaben geltend gemacht werden. Solche 
Aufwendungen sind zum Beispiel Fahrtkos-
ten zum Arbeitgeber, Studienort oder zu 
Lerngemeinschaften sowie Lernmaterialien, 
Studiengebühren, Bücher und Arbeitsmittel. 
Ein „unbeschränkter“ Werbungskostenab-
zug für eine erstmalige Ausbildung ist nach 
derzeitigem Recht nur bei Maßnahmen im 

Rahmen eines Ausbildungsdienstverhält-
nisses möglich. Bei Sonderausgaben gibt 
es – anders als bei Verlusten aus vorweg-
genommenen Betriebsausgaben oder Wer-
bungskosten – keinen Verlustvortrag/-rück-
trag. Die Sonderausgaben bleiben ohne 
steuerliche Auswirkungen, wenn die sich in 
Ausbildung befindliche Person keine nen-
nenswerten positiven Einkünfte hat.

Zweitausbildung
Bei einer Zweitausbildung (zum Beispiel 
nach einer abgeschlossenen Berufsausbil-
dung oder nach einem abgeschlossenen 

Bachelorstudium) ist ein voller Werbungs-
kostenabzug möglich. Die Ausbildungsaus-
gaben wie z. B. Fahrtkosten, Fachliteratur, 
Lernmaterial, Semestergebühren, Unter-
richtsgebühren, Reisekosten und ggf. Auf-
wendungen für doppelte Haushaltsführung 
sollten gesammelt und gegenüber dem Fi-
nanzamt erklärt werden. Bei der Zweitaus-
bildung besteht die Möglichkeit, dass die 
gesammelten vorweggenommenen Wer-
bungskosten oder Betriebsausgaben bei Be-
rufseintritt mit den dann erzielten Einkünf-
ten verrechnet werden.

  Arbeitnehmer und Steuerzahler

Berufsausbildungskosten

Die Rechtslage stellt sich wie folgt dar:

Zweitausbildung oder 
Zweitstudium
Beispiel: Studium nach 
abgeschlossener Lehre

Ausbildungsdienstverhältnis 
Beispiel: Ausbildungsvergü-
tung oder Beamtenausbildung 
mit Vergütung

Erstausbildung nicht im 
Rahmen eines Ausbildungs-
dienstverhältnisses

Erststudium ohne vorherige  
Ausbildung nicht im Rahmen  
eines Ausbildungsdienstver-
hältnisses

Vorweggenommene Werbungskosten oder Betriebsausgaben, 
mit der Möglichkeit, Verluste vorzutragen, welche dann bei 
Einkünfte-Erzielung steuerwirksam werden

Beschränkter Sonderausgabenabzug ohne 
Verlustvortrags- und Rücktragsmöglichkeit
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  Erbschaft-/Schenkungssteuer

Vererben und Verschenken: Steuerliche  
Vorteile durch rechtzeitige Planung sichern

•  Freibeträge ausnutzen: Eine Belastung 
mit Erbschaft- und Schenkungsteuer lässt 
sich durch diverse Freibeträge vermeiden 
oder senken. Die Freibeträge werden alle 
zehn Jahre neu gewährt. Wer frühzeitig 
beginnt, sein Vermögen zu übertragen, 
kann die Beträge mehrmals ausschöp-
fen. Ehegatten dürfen sich alle zehn Jahre 
500.000 EUR steuerfrei schenken und ein 
Kind darf im Zehnjahresturnus von jedem 
Elternteil 400.000 EUR steuerfrei erhalten. 
Großeltern können ihren Enkelkindern 
200.000 EUR steuerfrei überlassen. Der 
Freibetrag für Geschwister, Nichten, Nef-
fen und Lebensgefährten liegt bei 20.000 
EUR. Wer also Vermögen hat, das über 
den Freibeträgen liegt, sollte über abge-
schichtete Übertragungen nachdenken. 

•  Versorgungsleistungen beziehen: Ins-
besondere in der Unternehmensnachfol-
ge im Mittelstand erfolgt die Übertragung 
von Betrieben häufig gegen Versorgungs-
leistungen. Diese Form der vorwegge-

nommenen Erbfolge hat den Vorteil, dass 
der Schenkende durch eine lebenslange 
Leibrente finanziell abgesichert wird.

•  Nießbrauch vorbehalten: Wenn Immo-
bilien zu Lebzeiten an die künftigen Erben 
verschenkt werden, kann sich der Schen-
kende ein sogenanntes Nießbrauchsrecht 
vorbehalten und so die verschenkte Im-
mobilie weiter nutzen oder vermieten, 
wobei ihm weiterhin die Mieteinnahmen 
zustehen.

•  Familienheim bewohnen: Bewohnt der  
Erbe die Nachlassimmobilie selbst für 
mindestens zehn Jahre nach der Erbschaft, 
fällt keine Erbschaftsteuer an. Vorausset-
zung ist jedoch, dass er innerhalb von 
sechs Monaten nach dem Erbfall dort ein-
gezogen ist. Während der Zehnjahresfrist 
darf er die Immobilie zudem weder ver-
kaufen noch vermieten oder verpachten. 
Bei Kindern ist die Steuerbefreiung auf 
eine Wohnfläche von 200 qm begrenzt.

•  Erbe ausschlagen: Eine Erbausschlagung 
kann vorteilhaft sein, wenn das Erbe aus 
Schulden besteht. Gleiches gilt sogar, 
wenn das Erbe so hoch ist, dass die per-
sönlichen Freibeträge deutlich überschrit-
ten werden. Denn schlägt beispielsweise 
ein als Alleinerbe eingesetzter Ehegatte 
die Erbschaft zugunsten der gemeinsa-
men Kinder aus, verteilt sich das Erbe 
(gegebenenfalls) auf mehrere Personen 
und alle begünstigten Familienmitglieder 
können dann ihre Freibeträge nutzen. Der 
Ausschlagende kann sich, um nicht leer 
auszugehen, eine entsprechende Abfin-
dung von seinen Kindern zusagen lassen.

•  Pflichtteil beachten: Schenkungen, die 
in den letzten zehn Jahren vor dem Tod 
des Schenkers veranlasst wurden, zählen 
ganz oder teilweise zum Nachlass und er- 
höhen damit den Pflichtteilsanspruch, den 
Enterbte später geltend machen können.

Viele Senioren scheuen davor zurück, ihre Vermögenswerte frühzeitig und "mit warmer Hand" auf die nächste Gene- 
ration zu übertragen, da sie bis zu ihrem Lebensende finanziell bestmöglich abgesichert sein möchten. Aus steuerlicher 
Sicht kann es sich allerdings durchaus lohnen, sich rechtzeitig mit dem Thema "Schenkungen" zu beschäftigen. Die Steu-
erberaterkammer Stuttgart hat nun Tipps zum steueroptimierten Vererben und Verschenken zusammengestellt:
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  Immobilienbesitzer

Photovoltaik und Blockheizkraftwerk: 
Neue Vereinfachungsregelung für kleine Anlagen

Hintergrund
Wer eine Photovoltaikanlage oder ein Blockheizkraftwerk betreibt, 
erzielt damit Einkünfte aus Gewerbebetrieb und muss jährlich eine 
Gewinnermittlung abgeben. Ein großer Aufwand für die korrekte 
Besteuerung steht dabei oftmals sehr geringen zu versteuernden 
Beträgen gegenüber. Auch kommt es immer wieder zum Streit mit 
dem Finanzamt über die Frage, ob eine Gewinnerzielungsabsicht 
vorliegt.

Vereinfachungsregelung
Die Finanzverwaltung hat deshalb eine Verzichtsmöglichkeit ge-
schaffen, um den Bürokratieaufwand etwas zu verringern. Die Be-
treiber kleiner Photovoltaikanlagen und vergleichbarer Blockheiz-
kraftwerke können einen schriftlichen Antrag stellen, wonach die 
Anlage ohne Gewinnerzielungsabsicht betrieben wird. In diesem 
Fall wird von der Finanzverwaltung ohne weitere Prüfung unterstellt, 
dass eine steuerlich unbeachtliche sog. Liebhaberei vorliegt.
Diese Vereinfachungsregelung gilt für
•  Photovoltaikanlagen mit einer 

installierten Leistung von bis zu 10 kW.

•  Blockheizkraftwerke mit einer installierten 
Leistung von bis zu 2,5 kW.

Die Anlagen müssen auf einem zu eigenen Wohnzwecken genutz-
ten oder unentgeltlich überlassenen Einfamilienhaus oder Zweifa-
milienhaus installiert sein. Zudem gilt die Regelung nur für Anlagen, 
die nach dem 31.12.2003 in Betrieb genommen wurden. Ist ein Teil 
des Gebäudes vermietet, scheidet ein Liebhaberei-Antrag aus. Die 
Nutzung eines Raums als häusliches Arbeitszimmer ist unschädlich.

Folgen der Vereinfachungsregelung
Mit dem schriftlichen Antrag der steuerpflichtigen Person wird aus 
Vereinfachungsgründen und ohne weitere Prüfung unterstellt, dass 
die Anlage nicht mit Gewinnerzielungsabsicht betrieben wird. Damit 
wird der Gewerbebetrieb einer solchen kleinen Photovoltaikanlage 
bzw. eines Blockheizkraftwerks nicht mehr bei der Einkommensteu-
er erfasst.

Dies gilt nicht nur für das aktuelle Jahr, sondern auch für alle nachfol-
genden Jahre und auch für alle noch offenen Jahre der Vergangen-
heit. Die umsatzsteuerlichen Pflichten für eine Photovoltaikanlage 
bzw. ein Blockheizkraftwerk und die Steuerpflicht der Umsätze blei-
ben trotz einer Antragsstellung unverändert bestehen.

Kleine Photovoltaikanlagen profitieren von einer neuen steuerlichen Vereinfachung. Mit einem Antrag können die 
Betreiber nämlich auf die Besteuerung verzichten.
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  Arbeitnehmer und Steuerzahler

Vermietung und Verpachtung – Verbilligte Vermietung
Bei der verbilligten Vermietung von Wohnraum stellt sich die Frage des anteiligen oder vollen Werbungskostenabzugs. 
Bei einer Miete (Kaltmiete zuzüglich umlagefähiger Nebenkosten) von mindestens 66 % der ortsüblichen Miete wird der volle Werbungs-
kostenabzug gewährt. Unter 50 % der ortsüblichen Miete werden die Werbungskosten hinsichtlich des unentgeltlichen Anteils gekürzt. 
Im Entgeltbereich zwischen 50 % und 66 % ist eine Totalüberschussprognose vorzunehmen („Liebhabereiprüfung“). Sollte diese Progno-
se negativ ausfallen, ist von einer Einkünfteerzielungsabsicht lediglich für den entgeltlichen Teil auszugehen, sodass nur die Werbungs-
kosten für den entgeltlich vermieteten Teil berücksichtigt werden können. Ergibt sich nach dieser Prognose ein Totalgewinn über alle 
Jahre, werden die Werbungskosten ungekürzt berücksichtigt.

Die Finanzverwaltung nimmt eine anteilige Kürzung der Wer-
bungskosten auch dann vor, wenn es aus tatsächlichen oder 
rechtlichen Gründen nicht möglich sein sollte, die bisherige Miete 
zu erhöhen, um die Grenze einzuhalten.

Der Grund für die verbilligte Überlassung spielt keine Rolle.
Bei der Vermietung an Angehörige (z. B. Eltern, Kinder und Ge-
schwister) ist zusätzlich darauf zu achten, dass der Mietvertrag 
einem Fremdvergleich standhält und auch tatsächlich vollzogen 
wird. Dabei ist auf regelmäßige Mietzahlungen zu achten. Auch 
sollte bei verbilligter Überlassung darauf geachtet werden, dass 
die Betriebskostenabrechnung erstellt und die sich daraus er-

gebende Nachzahlung bzw. Erstattung ausgeglichen worden ist. 
Sonst besteht die Gefahr, dass das Mietverhältnis als solches ins-
gesamt nicht anerkannt wird. 
Unter ortsüblicher Miete für Wohnungen vergleichbarer Art, Lage 
und Ausstattung ist die ortsübliche Bruttomiete – d. h. die Kaltmie-
te zuzüglich der nach der Betriebskostenverordnung umlagefähi-
gen Kosten zu verstehen.

Die ortsübliche Marktmiete ist vorrangig aus dem Mietspiegel zu 
bestimmen, so der BFH in seinem Urteil von Februar 2021.
Kann dieser nicht zugrunde gelegt werden, sind Vergleichsmieten 
oder Mietgutachten heranzuziehen. 

Prozentsatz der tatsächlichen zur ortsüblichen 
Miete einschließlich der umlagefähigen Kosten < 50 % 50 % – 66 % > 66 %

Rechtsfolge für den
Werbungskostenabzug

Anteilige Kürzung der
Werbungskosten

Überschuss-prognose
erforderlich

Voller
Werbungskosten-abzug

  Arbeitnehmer

Doppelte Haushaltsführung: 
Zweitwohnungskosten müssen wegen Homeoffice-Pauschale nicht gekürzt werden

Arbeitnehmer, die aus beruflichen Grün-
den einen doppelten Haushalt unterhal-
ten, können ihre Unterkunftskosten für die 
Zweitwohnung mit maximal 1.000 EUR pro 
Monat als Werbungskosten abziehen. Unter 
diese Abzugsbeschränkung fallen beispiels-
weise Mietzahlungen und Nebenkosten, 
Pkw-Stellplatzmieten sowie Reinigungs- 
und Renovierungskosten.

Wer während der Corona-Pandemie im Ho-
meoffice arbeitet, kann seit 2020 zudem 
die neue Homeoffice-Pauschale von bis zu 
600 EUR pro Jahr steuermindernd geltend 
machen (5 EUR pro Tag für maximal 120 Ho-
meoffice-Tage im Jahr). Der Steuergesetzge-

ber möchte mit dieser Pauschale eine Ent-
lastung für Erwerbstätige schaffen, die kein 
(absetzbares) abgeschlossenes häusliches 
Arbeitszimmer einrichten können, sondern 
lediglich in einer Arbeitsecke oder in privat 
genutzten Räumen arbeiten.

Wer sein Homeoffice in seiner Zweitwoh-
nung eingerichtet hat, kann die Homeof-
fice-Pauschale neben den Zweitwohnungs-
kosten absetzen. Die Pauschale führt nicht 
zu einer Kürzung dieser Kosten. Für Tage, 
an denen die erste Tätigkeitsstätte - wenn-
gleich auch nur kurzfristig – aufgesucht wor-
den ist, darf aber keine Homeoffice-Pau-
schale in Abzug gebracht werden.

Hinweis: Mit der Homeoffice-Pau-
schale zudem nicht abgegolten sind 
die Aufwendungen für Arbeitsmit-
tel. Diese können zusätzlich zur Pau-
schale abgesetzt werden. Hierunter 
fallen neben Hardware und der 
üblichen Büroausstattung auch die 
beruflich veranlassten Telekommu-
nikations- und Internetgebühren.
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  Arbeitnehmer

Das häusliche Arbeitszimmer in Coronazeiten 
Wegen der Coronapandemie arbeiten viele 
Arbeitnehmer in ihrem häuslichen Arbeits-
zimmer. Hier stellt sich die Frage, ob bzw. in 
welcher Höhe die Kosten für das Arbeitszim-
mer als Werbungskosten abziehbar sind. Co-
ronabedingt hat das Bundesfinanzministeri-
um nun Sonderregelungen bekanntgegeben. 

Hintergrund: Kosten für ein häusliches Ar-
beitszimmer sind wie folgt abziehbar:

•  Bis zu 1.250 EUR jährlich, wenn für die be-
triebliche oder berufliche Tätigkeit kein an-
derer Arbeitsplatz zur Verfügung steht,

• ohne Höchstgrenze, wenn das Arbeitszim-
mer den Mittelpunkt der gesamten betrieb-
lichen und beruflichen Betätigung bildet.

Dem Arbeitnehmer steht auch dann kein an-
derer Arbeitsplatz zur Verfügung, wenn er die 
Entscheidung über das Tätigwerden im häus-
lichen Arbeitszimmer ohne eine ausdrückli-
che (schriftliche) Anweisung des Arbeitge-
bers getroffen hat und er der Empfehlung 
der Bundesregierung/der Länder gefolgt ist. 
Als Zeit der Coronapandemie wird dabei der 
Zeitraum vom 1.3.2020 bis zum 31.12.2021 
angenommen.

Für den Tätigkeitsmittelpunkt ist der qualita-
tive Schwerpunkt der Betätigung maßgeb-
lich. In der Coronazeit ist davon auszugehen, 
dass die Arbeiten im Betrieb und im Arbeits-
zimmer qualitativ gleichwertig sind, sodass 
die zeitlichen Aspekte entscheidend sind.

Beispiel:
Ein Arbeitgeber gestattet nur eine Person 
pro Großraumbüro. Arbeitnehmer AN verfügt 
über ein häusliches Arbeitszimmer und arbei-
tet fortan an drei Tagen pro Woche zu Hause. 
Folge: AN kann die Kosten für sein Arbeits-
zimmer ohne Höchstgrenze absetzen.

Beachten Sie | Alternativ (oder ohne 
häusliches Arbeitszimmer) kommt eine 
Homeoffice-Pauschale von 5 EUR für 
jeden Tag in Betracht, an dem die Tä-
tigkeit ausschließlich in der Wohnung 
ausgeübt wird (max. 600 EUR im Jahr).

Aufgrund der wirtschaftlichen Probleme, welche durch Corona ent-
standen sind, konnten zum Teil Mieter ihre Mietzahlungen nicht 
mehr leisten. Es stellte sich nun die Frage, wie hier bei den Einkünf-
ten aus Vermietung und Verpachtung bei den Vermietern verfahren 
werden soll.

Für den Fall, dass der Vermieter seinem Mieter für die im Privatver-
mögen gehaltenen und nicht Wohnzwecken dienenden Immobili-
en (gewerblich genutzte Räume) – aufgrund einer finanziellen Not-
situation des Mieters – Mietzahlungen ganz oder teilweise erlässt, 
darf durch das Finanzamt keine verbilligte Vermietung zugrunde 
gelegt werden, bei der der Werbungskostenabzug zu kürzen wäre. 
Es kann nicht automatisch davon ausgegangen werden, dass der 
Vermieter keine Einkunftserzielungsabsicht mehr hat. Diese Beur-
teilung muss unabhängig von dem Mieterlass stattfinden. 

Nach aktueller Verwaltungsauffassung ist auf die tatsächlich ver-
einbarten Mieten abzustellen. Eine vertragswidrige Nichtzahlung 
bleibt außer Betracht, es sei denn, die Nichtzahlung wird vom Ver-
mieter aus privaten Gründen hingenommen.

Bei der Vermietung von Wohnraum zu einer marktüblichen oder 
verbilligten Miete (von 66 % bzw. ab 2021 50 %) können trotzdem 
die Werbungskosten in vollem Umfang steuermindernd geltend 
gemacht werden. Diese Entscheidung basiert auf der Tatsache, 
dass sich an der vereinbarten Miethöhe nichts geändert hat. War 
der Kostenabzug bereits vor dem Mieterlass wegen Unterschreitens 
der Grenze nur gekürzt möglich, erfolgt durch den Mieterlass keine 
weitere Kürzung.

Zu beachten ist aber, dass der Vermieter grundsätzlich den Mieter-
lass zum Nachweis für das Finanzamt schriftlich vereinbaren und 
darin den Grund für den Erlass mit aufnehmen sollte. Hierbei sind 
die coronabedingten Lohn- oder Honorarausfälle bei Wohnraum-
mietern bzw. Umsatzausfälle bei gewerblichen Mietern und daher 
eine gefährdete wirtschaftliche Existenz des Mieters bei Weiterzah-
lung der Grundmiete in der im Mietvertrag vereinbarten Höhe in 
jedem Fall zu erwähnen.

  Arbeitnehmer und Steuerzahler

Wegfall von Mieteinnahmen in der Coronakrise 
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  Unternehmer, Freiberufler & Arbeitgeber

Förderung dienstlicher Elektro- und Hybridfahrzeuge

Durch das Jahressteuergesetz 2018 wurde befristet auf den 
Zeitraum vom 01.01.2019 bis zum 31.12.2021 die Halbierung der 
Bemessungsgrundlage bei der Dienstwagenbesteuerung für 
Elektro- und Hybridfahrzeuge eingeführt. Zu beachten ist, dass 
die Halbierung der Bemessungsgrundlage nur für einkommen-
steuerrechtliche Zwecke vorgenommen wird und nicht für um-
satzsteuerliche Zwecke gilt. 

Die Begünstigung soll bis zum 31.12.2030 stufenweise mit stei-
genden Anforderungen an die zu erreichende Mindestreichweite 
unter ausschließlicher Nutzung der elektrischen Antriebsmaschine 
verlängert werden. Folgende Tabelle gibt einen Überblick über die 
geplanten Voraussetzungen und den geplanten zeitlichen Anwen-
dungsbereich: 

Anschaffungs-
zeitraum

Höchstschad- 
stoffausstoß

Mindest- 
reichweite

Gesetzliche Regelung für 
1%-Methode bzw. Fahrtenbuchmethode

01.01.2019 - 
31.12.2021

50 g CO2 / 
gefahrenem km 40 km § 6 Abs. 1 Nr. 4 S. 2 Nr. 2 bzw. 

S. 3 Nr. 2 EStG

01.01.2022 - 
31.12.2024

50 g CO2 /  
gefahrenem km 60 km § 6 Abs. 1 Nr. 4 S. 2 Nr. 3 bzw. 

S. 3 Nr. 3 EStG-E

01.01.2025 - 
31.12.2030

50 g CO2 /  
gefahrenem km 80 km § 6 Abs. 1 Nr. 4 S. 2 Nr. 5 bzw. 

S. 3 Nr. 4 EStG-E

Gemäß der Gesetzesbe-
gründung soll die bisherige 
Regelung zur Minderung 
der Bemessungsgrundlage 
in Abhängigkeit von der Ka-
pazität der Batterie für das 
Jahr 2022 für Fahrzeuge, die 
diese Vorgaben nicht erfül-
len, fortgelten. 


